
 
  

 
 

Notwendige Änderungen im ROG 

Eine sichere, effiziente und nachhaltige Versorgung mit Baurohstoffen ist für die 

anstehenden Bauprojekte in Deutschland unverzichtbar. Das von der Bundesregierung 

beschlossene Sondervermögen für Infrastruktur und Klimaschutz (SVIK) sowie das 

Infrastruktur-Zukunftsgesetz (InvZuG) werden Bau- und Sanierungsimpulse setzen und 

dadurch zusätzliche Rohstoffnachfrage induzieren. Die Bundesregierung muss daher auch 

dafür sorgen, dass die für die Bau- und Sanierungsprojekte erforderlichen Baurohstoffe 

gesichert und verfügbar sind.  

 

Der Bundesverband Mineralische Rohstoffe e.V. fordert daher:   

 

1. Auf Grund ihrer besonderen Bedeutung sollte die Sicherung und Gewinnung von 

Gesteinsrohstoffen privilegiert werden. 

 

In § 2 Abs. 2 Nr. 4 ROG sollte folgender Satz 5 neu eingefügt werden:  

5„Die Rohstoffsicherung und -gewinnung steht im  
überragenden öffentlichen Interesse und dient der Versorgungssicherheit.“ 

 

Begründung: 

Mehr denn je ist die resiliente Rohstoffgewinnung im eigenen Land von 

besonderer Bedeutung. Diese besondere Bedeutung spiegelt sich im geltenden 

Planungsrecht jedoch nicht wider.  Die Rolle der Rohstoffe muss bei planerischen 

Abwägungen gestärkt werden. Im Koalitionsvertrag heißt es auf Seite 27, dass die 

Wirtschaft bei der Sicherung einer nachhaltigen Rohstoffversorgung unterstützt und die 

Rohstoffgewinnung erleichtert werden soll. Dies ist im Sinne der zukünftigen 

Generationen und dient der langfristigen Sicherung einer bedarfsgerechten Gewinnung 

und geordneten Aufsuchung von standortgebundenen Rohstoffen.  

Eine der Kernforderungen von MIRO ist die Festschreibung des „überragenden 

öffentlichen Interesses“ auch für die Rohstoffgewinnung. Bis vor kurzem stand der 

Belang der Rohstoffgewinnung auf Raumordnungsebene und in 

Genehmigungsverfahren neben den übrigen zu berücksichtigenden Belangen. Mit der 

fachgesetzlichen Festschreibung eines „überragenden öffentlichen Interesses“, 

beispielsweise für Windkraftanlagen, für Telekommunikationsnetze, für 

Geothermieanlagen, für Wasserstoffinfrastruktur und nun auch für Verkehrswege 

(InfZuG) hat sich die Ausgangslage verändert. Die gleichberechtigte Abwägung der 

für all diese Projekte notwendigen Gesteinsrohstoffe ist nicht mehr gegeben.  

Ein Beispiel: Vermehrt ist das Problem festzustellen, dass Windkraftanlagen in Vorrang- 

und Vorbehaltsgebiete für die Rohstoffgewinnung hineingeplant werden. Der Zugang zu 

hochwertige Lagerstätten wird dadurch verunmöglicht. Richtig ist, dass 

Windkraftanlagen an besonders windhöffigen Stellen gebaut werden sollen. Genauso 

richtig ist aber auch, dass hochwertige Rohstofflagerstätten geologisch bedingt 

standortgebunden sind und deren Nutzung zu sichern ist. Beides sollte „auf Augenhöhe“ 
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gleichberechtigt abgewogen werden. Dies ist nach derzeitiger Rechtslage nicht (mehr) 

der Fall. 

Forderung: 

Die Bedeutung der Rohstoffversorgung für Bau, Infrastruktur und Daseinsvorsorge muss 

rechtssicher und mindestens gleichwertig mit den Belangen anderer Branchen 

abgebildet werden, um eine Überplanung von Vorrang- und Vorbehaltsflächen für die 

Rohstoffgewinnung zu verhindern und Vorhaben in Genehmigungsverfahren ein 

ausreichendes Gewicht zu verleihen. Die mit dem neuen § 2 Abs. 2 Nr. 4 Satz 5 ROG 

erreichte Privilegierung kann in konkreten Planungsverfahren dazu dienen, dass 

Abwägungen öfter zugunsten der Sicherung von Rohstoffen entschieden und so 

Rohstoff-Versorgungslücken nachhaltig vermieden werden.  

 

2. Die Grundsätze der Raumordnung sind zu konkretisieren 

§ 2 Abs. 2 Nr. 4 S. 4 ROG bedarf der Konkretisierung (in Blau):  

Es sind die räumlichen Voraussetzungen für die vorsorgende, langfristige Sicherung 

sowie für die geordnete Aufsuchung und Gewinnung von standortgebundenen 

Rohstoffen zu schaffen.  

Es bedarf einer weiteren Konkretisierung durch Verordnung im Sinne des § 17 Abs. 3 

ROG: 

„Die vorsorgende Sicherung standortgebundener Rohstoffe setzt eine 

bedarfsunabhängige Ausweisung der dafür nötigen Räume voraus, um langfristig eine 

geordnete Aufsuchung und Gewinnung standortgebundener Rohstoffe zu 

gewährleisten. Bei Ausweisung solcher Räume ist bei möglichen konkurrierenden 

Nutzungen in der Abwägung die besondere volkswirtschaftliche Bedeutung der 

Rohstoffe einzubringen. Es sind alle bekannten, wirtschaftlich und regional 

bedeutsamen Rohstofflagerstätten dauerhaft zu schützen.“  

Begründung: 

Der geltende § 2 Abs. 2 Nr. 4 Satz 4 ROG verpflichtet zwar dazu, die räumlichen 

Voraussetzungen für die vorsorgende Sicherung sowie die geordnete Aufsuchung und 

Gewinnung standortgebundener Rohstoffe zu schaffen; in der Praxis bleibt dies jedoch 

ein rein programmatischer Grundsatz. Ohne bundesweit einheitliche Leitlinien 

entstehen in den Ländern uneinheitliche Abwägungen, konkurrierende 

Nutzungsansprüche steigern den Flächendruck und national bedeutsame Lagerstätten 

werden nicht konsistent langfristig gesichert. Die Folge sind fragmentierte 

Sicherungsansätze, mehr Konflikte in der Abwägung und längere Verfahren – zulasten 

der Versorgungssicherheit.  

Genau hier setzt das vom ROG bereits vorgesehene Instrument des § 17 Abs. 3 ROG 

an. Der § 17 Abs. 3 ROG erlaubt es dem BMWSB, einzelne Grundsätze des § 2 Abs. 2 

ROG per Rechtsverordnung in einem Raumordnungsplan zu konkretisieren. Eine solche 

Verordnung kann – rechtssicher und föderal kompatibel – ein bundesweit einheitliches 

Leitbild „Rohstoffsicherung“ setzen, das die Länderplanung nicht ersetzt aber verbindlich 

anleitet.  

Forderung: 

Der Bund soll unverzüglich einen Bundes-Raumordnungsplan „Rohstoffsicherung“ als 

Rechtsverordnung nach § 17 Abs. 3 ROG erlassen. Kern ist eine bedarfsunabhängige, 
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langfristige Vorsorgefestlegung, die Vorranggebiete von nationaler Bedeutung für 

standortgebundene Rohstoffe ausweist und klare Abwägungsgrundsätze vorgibt 

(„besondere volkswirtschaftliche Bedeutung ist einzustellen“). So wird der 

programmatische Grundsatz des § 2 ROG endlich planpraktisch wirksam: Konflikte 

werden früh entschärft, Flächennutzungskonkurrenzen reduziert und die 

Rohstoffversorgung verlässlich gesichert – ohne eine Gesetzesänderung innnerhalb der 

vorhandenen ROG-Kompetenzarchitektur. 
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